
 

Kleine Anfrage 

Yanki Pürsün (Freie Demokraten) vom 20.11.2020 

Krankenhauswesen und -planung II 

und  

Antwort  

Minister für Soziales und Integration 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 

Die stationäre Versorgung trägt als eine der drei Säulen der Gesundheitsversorgung maßgeblich zur Bewälti-
gung der Corona-Pandemie bei. Dennoch ist die Situation für viele hessische Krankenhäuser diffizil. Hoher 
Bürokratieaufwand, Fachkräftemangel und fehlende Investitionen für die Digitalisierung der Arbeitsprozesse 
stellen die Krankenhäuser vor Herausforderungen. Insbesondere im ländlichen Raum sind Bürgerinnen und 
Bürger besorgt um das Vorhandensein einer flächendeckenden Gesundheitsversorgung, die oftmals mit statio-
närer Versorgung gleichgesetzt wird. Welchen Beitrag die Landesregierung sowie der Krankenhausplan zur 
Bewältigung der genannten Herausforderungen leistet, bleibt fraglich. 
 
Die Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
Frage 1. Warum erfolgt keine Umstellung auf sektorenübergreifende Gesundheitsplanung statt Krankenhaus-

planung? 
 
Es ist unstreitig, dass die Gesundheitsplanung der Zukunft verstärkt sektorenübergreifend denken 
muss. Eine vollständig sektorenübergreifende Gesundheitsplanung ist allerdings mit der Zustän-
digkeitsverteilung im deutschen Rechtssystem nicht vereinbar. Die Zuständigkeit für die ambu-
lante Bedarfsplanung liegt bei der Kassenärztlichen Vereinigung/Kassenzahnärztlichen Vereini-
gung (§ 99 ff. SGB V). Hingegen ist die Krankenhausplanung den Ländern zugeordnet und wird 
in Hessen durch das Hessische Krankenhausgesetz, die Hessische Krankenhausverordnung und 
den auf dieser Grundlage erlassenen Landeskrankenhausplan umgesetzt. Die beiden Regelungs-
kreise sind durch das gemeinsame Landesgremium nach § 90a SGB V verknüpft. 
 
Frage 2. Wie sieht eine optimale Verteilung der Krankenhäuser auf Hessen aus? 
 

Welche Verteilung der Krankenhäuser als optimal angesehen wird, hängt maßgeblich vom Blick-
winkel der Betrachterin bzw. des Betrachters ab. Nach § 1 Abs. 1 Hessisches Krankenhausgesetz 
(HKHG) besteht das Ziel der Krankenhausplanung in Hessen darin, eine qualitativ hochwertige 
patienten- und bedarfsgerechte stationäre Versorgung der Bevölkerung durch ein flächendecken-
des gegliedertes System qualitativ leistungsfähiger und eigenverantwortlich wirtschaftender Kran-
kenhäuser sicherzustellen. Naturgemäß besteht zwischen den Zielen der Qualität im Sinne einer 
Konzentration der Leistungen in wenigen Krankenhäusern mit hoher Fallzahl und dem Ziel der 
flächendeckenden Versorgung ein gewisses Spannungsverhältnis. Dieses wird in Hessen durch 
den Landeskrankenhausplan und die auf dessen Grundlage beschlossenen medizinischen Fachkon-
zepte aufgelöst. Beispielsweise liegt dem Hessischen Onkologiekonzept der Gedanke zugrunde, 
dass jedes an der onkologischen Versorgung teilnehmende Krankenhaus auf die Kompetenz des 
jeweiligen koordinierenden Krankenhauses zurückgreifen kann und somit eine qualitativ hoch-
wertige Versorgung in ganz Hessen gewährleistet ist. 
 
Frage 3. Werden Verbünde und Kooperationen der Krankenhäuser proaktiv gefördert? 
 

Verbünde und Kooperationen werden nach § 22 Abs. 5 HKHG besonders gefördert. 
 
Frage 4. Gibt es in Hessen Krankenhäuser, die die Bevölkerung anderer Bundesländer wesentlich mitver-

sorgen? 
 

Die von der Hessen Agentur ausgewerteten Daten der Krankenhausstatistik des Statistischen Bun-
desamts 2018 zeigen, dass von den 1.400.730 Patientinnen und Patienten, die in hessischen Kran-
kenhäusern behandelt wurden, 9,6 % aus anderen Ländern stammen. Eine Differenzierung nach 
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Krankenhäusern ist über die Daten der Krankenhausstatistik nicht möglich. Anhand der Daten 
nach § 21 Gesetz über die Entgelte für voll- und teilstationäre Krankenhausleistungen, die für die 
hessischen Krankenhäuser vorliegen, können diejenigen Krankenhäuser identifiziert werden, bei 
denen die Anzahl der Patientinnen und Patienten mit Wohnort in einem anderen Bundesland ver-
gleichsweise hoch ausfällt. In der Tabelle (Anlage 1) sind hessische Krankenhäuser mit mehr als 
1.500 vollstationär behandelten Patientinnen und Patienten mit Wohnort in einem anderen Land 
aufgelistet. 
 
Frage 5. Gibt es in benachbarten Bundesländern Krankenhäuser, die die Bevölkerung Hessens wesentlich 

mitversorgen? 
 

Die Daten der Krankenhausstatistik des Statistischen Bundesamts 2018 zeigen, dass von den rund 
1,4 Mio. vollstationär behandelten Patientinnen und Patienten, die ihren Wohnort in Hessen ha-
ben, 9,9 % in außerhessischen Krankenhäusern behandelt wurden. Detaillierte Daten zu den au-
ßerhessischen Krankenhäusern liegen jedoch nicht vor. 
 
Frage 6. Auf welcher Rechtsgrundlage beruht die Aussage von Staatsminister Klose, dass die Krankenhaus-

planung nur verwaltungsinterne Wirkung habe? 
 
Die Aussage beruht auf der Tatsache, dass der Hessische Landeskrankenhausplan in keiner spe-
zifischen Rechtsform erlassen wird. Er ist weder eine Rechtsverordnung, noch eine Satzung oder 
ein Verwaltungsakt. Eine Rechtswirkung entfaltet der Landeskrankenhausplan dadurch, dass auf 
seiner Grundlage rechtsverbindliche Feststellungsbescheide über den Versorgungsauftrag der ein-
zelnen Krankenhäuser erstellt werden. 
 
Frage 7. Fördert die Landesregierung die Einrichtung von mehr Flugrettungskapazität? 
 
Die Frage wie viel Kapazität in der Luftrettung benötigt wird, ist primär vom tatsächlichen Bedarf 
abhängig. Wenn der Bedarf an Kapazität in der Luftrettung ansteigen sollte, würde das Land 
Hessen als Träger der Luftrettung (§ 5 Abs. 4 HRDG) daraus die entsprechenden Konsequenzen 
ziehen. 
 
Frage 8. Warum dauert die Bearbeitung von Strukturfonds II-Anträgen so lange? 
 

Im Vergleich zum Krankenhausstrukturfonds I hat die Bearbeitung der Anträge nach dem Struk-
turfonds II bislang mehr Zeit in Anspruch genommen. Dies liegt zum einen an der Corona-Pan-
demie, zum anderen an den zusätzlichen Fördermöglichkeiten sowie der Komplexität der Anträge, 
die einen erhöhten Abstimmungsbedarf nach sich zieht. Insbesondere bei den Anträgen, die eine 
Förderung von standortübergreifenden Bündelungsmaßnahmen zum Gegenstand haben, sind zahl-
reiche Gespräche mit den antragstellenden Krankenhäusern, dem Bundesamt für Soziale Siche-
rung (als Bewilligungsbehörde) und mit den Krankenkassen in Hessen erforderlich, mit denen das 
Einvernehmen über die Förderung des Vorhabens und die Beantragung von Mitteln aus dem 
Strukturfonds herbeizuführen ist. 
 
Frage 9. Warum nutzt die Landesregierung nicht verstärkt Reha-Kapazitäten, damit elektive Eingriffe nicht 

verschoben werden müssen? 
 

Rehabilitationseinrichtungen haben innerhalb des Gesundheitssystems ihre eigne Funktion der 
poststationären Behandlung. Diese hat eine hohe Bedeutung und sollte nicht durch die Zuordnung 
anderer Aufgaben untergraben werden. Hinzu kommt, dass Rehabilitationseinrichtungen räum-
lich, strukturell und personell zumeist nicht auf die Behandlung von Akutpatienten und -patien-
tinnen ausgerichtet sind. Daher ist eine Einbeziehung von Rehabilitationseinrichtungen in die sta-
tionäre Versorgung grundsätzlich möglich, sollte aber nur selektiv erfolgen, um die Beeinträchti-
gung der Rehabilitation gering zu halten. 
 
 
Wiesbaden, 8. September 2021 

Kai Klose 
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